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(Nr. 1439.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbronung. Vom 18. Juli 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutſcher Kaiſer, König 
bon Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter aftimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
Artikel 1. 
An die Stelle der $$. 97 bis 104 der Genebeordnung treten nachfolgende 
Beſtimmungen: 
$. 97. 
Diejenigen, welche ein Gewerbe ſelbſtändig betreiben, können zur Förderung 
der gemeinſamen gewerblichen Intereſſen zu eine Innung zuſammentreten. 
Aufgabe der neuen Innungen iſt: h 
1. die Pflege des Gemeingeiſtes ſowie di Aufrechterhaltung und Stärkung 
der Standesehre unter den Innungslitgliedern; 0 
2. die Förderung eines gedeihlichen Vihältniſſes zwiſchen Meiftern und 
Geſellen ſowie die Fürſorge für do Herbergsweſen der Geſellen und 
für die Nachweiſung von Gefellenmeit; a 
3. die nähere Regelung des Lehrlingveſens und der Fürſorge für die 
techniſche, gewerbliche und ſittliche zusbildung der Lehrlinge; 
4. Streitigkeiten der im $. 120 a bezehneten Art zwiſchen den Innungs⸗ 
mitgliedern und ihren Lehrlingen an Stelle der Gemeindebehörde 
(Abſatz 2 daſelbſt) zu entſcheiden. 


§. 97a 

Die Innungen ſind befugt, ihre Wekſamkeit auf andere, den Innungs⸗ 
mitgliedern gemeinſame gewerbliche Interefin als die im $. 97 bezeichneten aus⸗ 
zudehnen. Insbeſondere ſteht ihnen zu: 

1. Fachſchulen für Lehrlinge zu errchten und dieſelben zu leiten; 

2. zur Förderung der gewerblichen und techniſchen Ausbildung der Meiſter 

und Geſellen geeignete Einrichtungen zu treffen; 
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3. Geſellen⸗ und Meiſterprüfungen zu veranſtalten und über die Prüfungen 
Zeugniſſe auszuſtellen; 

4. zur Förderung des Gewerbebetriebs der Innungsmitglieder einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb einzurichten; 

5. zur Unterſtützung der Innungsmitglieder, ihrer Angehörigen, ihrer Ge⸗ 
ſellen und Lehrlinge in Fällen der Krankheit, des Todes, der Arbeits⸗ 
unfähigkeit oder ſonſtiger Bedürftigkeit, Kaſſen einzurichten; 

6. Schiedsgerichte zu errichten, welche berufen ſind, Streitigkeiten der im 
F. 120 a bezeichneten Art zwiſchen den Innungsmitgliedern und deren 
Geſellen an Stelle der ſonſt zuſtändigen Behörden zu entſcheiden. 


98. 

Der Bezirk, für welchen eine Innung errichtet wird, ſoll in der Regel nicht 
über den Bezirk der höheren Verwaltungsbehörde, in welchem die Innung ihren 
t 997 5 hinausgehen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Zentral⸗ 
ehörde. 

Bei der Errichtung iſt der Innung ein Name zu geben, welcher von dem 
aller anderen, an demſelben Orte oder in derſelben Gemeinde befindlichen Innungen 
verſchieden iſt. 

$. 98a. 

Die Aufgaben der Innung, die Einrichtung ihrer Verwaltung und die 
Rechtsverhältniſſe ihrer Mitglieder werden, ſoweit das Geſetz darüber nicht be: 
ſtimmt, durch das Innungsſtatut geregelt. 

Dasſelbe muß Beſtimmung treffen: 

1. über Namen, Sitz und Bezirk der Innung; 

2. über die Aufgaben der Innung, ſowie über die dauernden Einrichtungen 
zur Erfüllung dieſer Aufgaben; namentlich find die nachfolgenden Ver⸗ 
hältniſſe des Lehrlingsweſens zu regeln: 

a) die von den Innungsmitgliedern bei der Annahme von Lehrlingen 
zu erfüllenden Vorausſetzungen und Formen, ſowie die Dauer der 
Lehrzeit 

b) die Ueberwachung der Beobachtung der in $$. 120, 126, 127 
enthaltenen Vorſchriften ſeitens der Innung, 

e) die Verpflichtung der Meifter, ihre Lehrlinge zum Beſuche der 
Fortbildungsſchule oder der Fachſchule anzuhalten, 

d) die Beendigung der Lehrzeit, die Ausſchreibung der Lehrlinge vor 
der Innung und die Ertheilung des Lehrbriefes, 

e) die Bildung der Behörde und das Verfahren zur Entſcheidung 
der im F. 97 unter Nr. 4 bezeichneten Streitigkeiten, 


3. über Aufnahme, Austritt und Ausſchließung der Mitglieder; 


2 


4. über die Rechte und Pflichten der Mitglieder, insbeſondere über die 
Beiträge, welche von denſelben zu entrichten ſind, und über den Maß⸗ 
ſtab, nach welchem deren Umlegung erfolgt; 

5. über die etwa wegen Verletzung ſtatutariſcher Vorſchriften gegen die 
Innungsmitglieder zu verhängenden Ordnungsſtrafen; 

6. über die Bildung des Vorſtandes, über den Umfang ſeiner Befugniſſe 
und die Formen ſeiner Geſchäftsführung 

7. über die Zuſammenſetzung und Berufung der Innungsverſammlung, 
über das Stimmrecht in derſelben und über die Art der Beſchluß⸗ 
faſſung; 

8. über die Beurkundung der Beſchlüſſe der Innungsverſammlung und 
des Vorſtandes 

9. über die Vorausſetzungen und die Form einer Abänderung des Statuts; 

10. über die Porausſetzungen und die Form der Auflöſung der Innung; 

11. über die Verwendung des Innungsvermögens im Falle der Auflöſung 

oder Schließung der Innung; 

12. über die Aufſtellung und Prüfung der Jahresrechnung. 

Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche mit den in dieſem 
Geſetze bezeichneten Aufgaben der Innung nicht in Verbindung ſteht oder geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften zuwiderläuft. 

Beſtimmungen über Einrichtungen zur Erfüllung der in §. 97a unter Nr. 4, 
5, 6 bezeichneten Aufgaben dürfen nicht in das Innungsſtatut aufgenommen 
werden. 


$. 98 b. 


Das Innungsſtatut bedarf der Genehmigung durch die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde desjenigen Bezirks, in welchem die Innung ihren Sitz nimmt. Die 
Einreichung geſchieht durch die Aufſichtsbehorde ($. 104). 

Die Genehmigung iſt zu verſagen: 

1. wenn das Innungsſtatut den geſetzlichen Anforderungen nicht entſpricht ; 

2. wenn durch die in dem Innungsſtatut vorgeſehenen Einrichtungen die 
Mittel zur Erfüllung der den Innungen nach F. 97 obliegenden Auf⸗ 
gaben nicht ſichergeſtellt erſcheinen, 

3. wenn die Zentralbehörde der durch das Innungsſtatut vorgeſehenen 
Begrenzung des Innungsbezirks die nach $. 98 Abſatz 1 erforderliche 
Zuſtimmung verſagt hat. 

Außerdem darf die Genehmigung nur verſagt werden, wenn in dem durch 
das Innungsſtatut vorgeſehenen Innungsbezirke für die gleichen Gewerbe eine 
Innung bereits beſteht. 

In dem die Genehmigung verſagenden Beſcheide ſind die Gründe anzu⸗ 
geben; gegen denſelben findet der Rekurs ftatt; wegen des Verfahrens und der 
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Behörden gelten die Vorſchriften der $$. 20 und 21, ſoweit nicht landesgeſetzlich 
das Verfahren in ſtreitigen Verwaltungsſachen Platz greift. 
Abänderungen des Innungsſtatuts unterliegen den gleichen Vorſchriften. 


$. 980. 

Soll in der Innung eine Einrichtung der in $. 97a unter Nr. 4, 5, 6 
vorgeſehenen Art getroffen werden, ſo ſind die dafür erforderlichen Beſtimmungen 
in Nebenſtatuten zuſammenzufaſſen. Dieſelben bedürfen der Genehmigung durch 
die im §. 98 b bezeichnete höhere Verwaltungsbehörde. Vor der Genehmigung 
iſt die Gemeindebehörde des Ortes, an welchem die Innung ihren Sitz hat, ſo⸗ 
wie, falls dieſe Behörde für die Innung nicht die Aufſichtsbehörde bildet, auch 
letztere zu hören. Die Genehmigung kann nach Ermeſſen verſagt werden. In 
dem die Genehmigung verfagenden Beſcheide find die Gründe anzugeben. Gegen 
die Verſagung kann binnen vier Wochen Beſchwerde an die Zentralbehörde ein- 
gelegt werden. Abänderung der Nebenſtatuten unterliegen den gleichen Vorſchriften. 


$. 99. 

Die Innung kann unter ihrem Namen Rechte, insbeſondere Eigenthum 
und andere dingliche Rechte an Grundſtücken erwerben, Verbindlichkeiten eingehen, 
vor Gericht klagen und verklagt werden. Für alle Verbindlichkeiten der Innung 
haftet den Gläubigern nur das Vermögen der Innung. 


$. 100. 

Als Innungsmitglieder können nur Perſonen aufgenommen werden, die 
ein Gewerbe, für welches die Innung errichtet iſt, in dem Innungsbezirke ſelbſt⸗ 
ſtändig betreiben oder in einem dem Gewerbe angehörenden Großbetriebe als 
Werkmeiſter oder in ähnlicher Stellung beſchäftigt ſind. Andere Perſonen können 
als Ehrenmitglieder aufgenommen werden. 

Von der Ablegung einer Prüfung kann die Aufnahme nur abhängig 
gemacht werden, wenn Art und Umfang derſelben durch das Statut geregelt 
find; die Prüfung darf nur den Nachweis der Befähigung zur ſelbſtändigen 
Ausführung der gewöhnlichen Arbeiten des Gewerbes bezwecken. 

Iſt die Aufnahme von der Zurücklegung einer Lehrlings- oder Geſellenzeit 
oder von der Ablegung einer Prüfung abhängig gemacht, ſo iſt eine Ausnahme 
von der Erfüllung dieſer Anforderungen nur unter beſtimmten im Statut feſt⸗ 
geſtellten Vorausſetzungen zuläſſig. Von einem Aufnahmeſuchenden, welcher bereits 
vor einer anderen, den Vorausſetzungen dieſes Geſetzes entſprechenden Innung des⸗ 
ſelben Gewerbes eine Aufnahmeprüfung beſtanden hat, kann eine ſolche nicht 
nochmals verlangt werden. 

Gewerbtreibenden, welche den geſetzlichen und ſtatutariſchen Anforderungen 
entſprechen, darf die Aufnahme in die Innung nicht verſagt werden. 

Von der Erfüllung der geſetzlichen und ſtatutariſchen Bedingungen kann 
zu Gunſten Einzelner nicht abgeſehen werden. 
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Vom Eintritt in eine Innung ſind djenigen ausgeſchloſſen, welche ſich 
nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte benden oder welche in Folge gericht⸗ 
licher Anordnungen in der Verfügung über ic Vermögen beſchränkt find. 

Der Austritt aus der Innung iſt, wen das Innungsſtatut eine vorherige 
Anzeige darüber nicht verlangt, jederzeit geſttet. Eine Anzeige über den Aus⸗ 
tritt kann früheſtens ſechs Monate vor dem Kteren verlangt werden. 

Ausſcheidende Mitglieder verlieren alle Aſprüche an das Innungsvermögen, 
und ſoweit nicht ſtatutariſch abweichende Btimmungen getroffen ſind, an die 
von der Innung errichteten Nebenkaſſen; fie leiben zur Zahlung derjenigen Bei— 
träge verpflichtet, deren Umlegung am Tageihres Austritts bereits erfolgt war. 
Beſondere Verbindlichkeiten, welche fie der Anung gegenüber eingegangen find, 
werden durch den Austritt nicht berührt. 

Die Rechte der Innungsmitglieder, rit Ausnahme des Stimmrechts und 
der Ehrenrechte, können von deren Wittwen welche den Gewerbebetrieb fortſetzen, 
ſo lange ausgeübt werden, als ſie die erſprechenden Verpflichtungen erfüllen. 
Die näheren Beſtimmungen ſind durch das Statut zu treffen. 


$. 100. 

Die von den Innungsmitgliedern beſchäftigten Gefellen nehmen an den 
Innungsverſammlungen und an der Verwltung der Innung nur inſoweit theil, 
als dieſes in dem Innungsſtatute vorgeſoen iſt. Eine ſolche Theilnahme muß 
ihnen eingeräumt werden an der Abnahm von Geſellenprüfungen ſowie an der 
Begründung und Verwaltung aller Einrchtungen, für welche fie Beiträge ent- 
richten oder eine beſondere Mühewaltung ibernehmen, oder welche zu ihrer Unter: 
ſtützung beſtimmt find. 

Von der Ausübung eines Stimnrechts oder eines Ehrenrechts in der 
Innung ſind alle diejenigen ausgeſchloſſen welche ſich nicht im Beſitze der bürger— 
lichen Ehrenrechte befinden, oder welche n Folge gerichtlicher Anordnung in der 
Verfügung über ihr Vermögen beſchränk ſind. 


$. Dob. 


Den Innungsmitgliedern darf die Verpflichtung zu Handlungen oder 
Unterlaſſungen, welche mit den Aufgoen der Innung in keiner Verbindung 
ſtehen, nicht auferlegt werden. 

Zu anderen Zwecken als der Erfüllung der ſtatutariſch oder durch das 
Geſetz beſtimmten Aufgaben der Innuig, ſowie der Deckung der Koſten der 
Innungsverwaltung dürfen weder Beiräge von den Innungsmitgliedern oder 
von den Geſellen derſelben erhoben werden, noch Verwendungen aus dem Ver— 
mögen der Innung erfolgen. 

Die auf Grund des Innungsdatuts oder der Nebenſtatuten (F. 98 c) 
umgelegten Beiträge und verhängten Ordnungsſtrafen werden nach Antrag des 
Innungsvorſtandes auf dem für die Beitreibung der Gemeindeabgaben landes⸗ 
rechtlich vorgeſehenen Wege zwangsweiſe eingezogen. Ueber die Verpflichtung 
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zur Zahlung der Beiträge findet unbeſchadet der vorläufigen Einziehung der 
Rechtsweg ſtatt. Ueber Beſchwerdn wegen der Ordnungsſtrafen entſcheidet die 
Aufſichtsbehörde endgültig. 

$. 100 e. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben der nach Maßgabe des F. 97a 
unter Nr. 5 begründeten Unterſtützingskaſſen muß getrennte Rechnung geführt 
werden. Das ausſchließlich für deſe Kaſſen beſtimmte Vermögen iſt getrennt 
von dem übrigen Innungsvermögen zu verwalten. Verwendungen für andere 
Zwecke dürfen aus demſelben nicht gemacht werden. Die Gläubiger der Kaſſe 
haben das Recht auf abgeſonderte Befriedigung aus dem getrennt verwalteten 
Vermögen. 

Auf ſolche Krankenkaſſen der Innungen, welche eine den Vorſchriften des 
Geſetzes über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen vom 7. April 1876 entſprechende 
Unterſtützung gewähren follen, finden folgende Beſtimmungen Anwendung: 

1. den Meiſtern, welche für ihre Geſellen und Lehrlinge die Kaſſen⸗ 
beiträge vorſchießen, ſteht das Recht zu, die letzteren bei der dem 
Fälligkeitstage zunächſt vonusgehenden oder bei einer dieſem Tage 
folgenden Lohnzahlung in Wrechnung zu bringen; 

2. der Anſpruch auf Unterſtützing aus der Kaffe kann mit rechtlicher 
Wirkung weder übertragen noch verpfändet werden; er kann nicht 
Gegenſtand der Beſchlagnahne fein; 

3. die Geſellen können, fo lange fie den Kaſſen angehören, zu den nach 
Maßgabe des $. 141 a begründeten Verpflichtungen nicht herangezogen 
werden; 

4. Geſellen, welche bereits einc eingeſchriebenen Hülfskaſſe angehören, 
können, ſo lange ſie an derſelben betheiligt ſind, zum Eintritt in die 
entſprechende Unterſtützungskaſe der Innung nicht gezwungen werden. 


$. 100 d. 
Für die auf Grund des F. 97a zu errichtenden Schiedsgerichte ſind folgende 
Beſtimmungen maßgebend: 

1. Die Schiedsgerichte müſſen mindeſtens aus einem Vorſitzenden und 
zwei Beiſitzern beſtehen. Die Beiſitzer müſſen zur Hälfte aus den 
Innungsmitgliedern, zur Hälfe aus deren Geſellen entnommen ſein. 
Die erſteren ſind von der Imungsverſammlung oder einer anderen 
Vertretung der Innungsmitglieder, die letzteren von den Geſellen der 
Innung oder einer Vertretung derſelben zu wählen. Der Vorſitzende 
wird von der Aufſichtsbehörde beſtimmt; er braucht der Innung nicht 
anzugehören. 

2. Die Annahme der Wahl zum Beiſitzer kann nur aus Gründen ab- 
gelehnt werden, aus welchen die Uebernahme einer Vormundſchaft ab⸗ 
gelehnt werden kann. Wer die Annahme ablehnt, ohne zu der Ablehnung 
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berechtigt zu ſein, kann von der Aufſichtsbehörde durch Ordnungsſtrafen 
zur Annahme angehalten werden. 

3. Gegen die Entſcheidungen der Schiedsgerichte ſteht nach Maßgabe des 

F. 120 a Abſatz 2 die Berufung auf den Rechtsweg offen. 

Die auf Grund der Beſtimmungen in $$. 97 Nr. 4 und 972 Nr. 6 
ergehenden Entſcheidungen in Streitigkeiten der Innungsmitglieder mit ihren 
Geſellen und Lehrlingen find vorläufig vollſtreckbar. Die Vollſtreckung erfolgt 
durch die Polizeibehörden nach Maßgabe der Vorſchriften über die gerichtliche 
Zwangsvollſtreckung. Lehrlinge find auf Antrag der zur Entſcheidung berufenen 
Innungsbehörde von der Polizeibehörde anzuhalten, vor der erſteren perſönlich 
zu erſcheinen. 

$. 100 e. 

Für den Bezirk einer Innung, deren Thätigkeit auf dem Gebiete des 
Lehrlingsweſens ſich bewährt hat, kann durch die höhere Verwaltungsbehörde nach 
Anhörung der Aufſichtsbehörde beſtimmt werden: 

1. daß Streitigkeiten aus den Lehrverhältniſſen der im H. 120a bezeichneten 

Art auf Anrufen eines der ſtreitenden Theile von der zuſtändigen 
Innungsbehörde auch dann zu entſcheiden find, wenn der Arbeitgeber, 
obwohl er ein in der Innung vertretenes Gewerbe betreibt und ſelbſt 
zur Aufnahme in die Innung fähig ſein würde, gleichwohl der Innung 
nicht angehört 

2. daß und inwieweit die von der Innung erlaſſenen Vorſchriften über 

die Regelung des Lehrlingsverhältniſſes, ſowie über die Ausbildung 
und Prüfung der Lehrlinge auch dann bindend ſind, wenn deren Lehr⸗ 
herr zu den unter Nr. 1 bezeichneten Arbeitgebern gehört. 

Haben ſich hiernach Lehrlinge ſolcher Gewerbtreibenden, welche der 
Innung nicht angehören, einer Prüfung zu unterziehen, ſo iſt dieſelbe 
von einer Kommiſſion vorzunehmen, deren Mitglieder zur Hälfte von 
der Innung, zur Hälfte von der Aufſichtsbehörde berufen werden. 

Die Beſtimmungen ſind widerruflich. 


Se 1055 


Der Innungsvorſtand beſteht aus einer oder mehreren Perſonen, welche 
von den Innungsmitgliedern zu wählen find ($. 98a Nr. 6). Die Wahl findet 
unter Leitung des Vorſtandes ſtatt. Nur die erſte Wahl nach Errichtung der 
Innung, ſowie ſpätere Wablen, bei welchen ein Vorſtand nicht vorhanden iſt, 
werden von einem Vertreter der Aufſichtsbehörde geleitet. Ueber den Wahlakt iſt 
ein Protokoll aufzunehmen. Der Vorſtand hat über jede Aenderung in ſeiner 
Zuſammenſetzung und über das Ergebniß jeder Wahl der Aufſichtsbehörde binnen 
einer Woche Anzeige zu erſtatten, bei Wahlen unter Beifügung des Wahl: 
protokolls. Iſt die Anzeige nicht erfolgt, ſo kann die Aenderung dritten Perſonen 
nur dann entgegengeſetzt werden, wenn bewieſen wird, daß ſie letzteren bekannt war. 
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Die Innung wird bei gerichtlichen wie bei außergerichtlichen Verhandlungen 
durch ihren Vorſtand vertreten. Die Befugniß zur Vertretung erſtreckt ſich auch 
auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welche nach den Geſetzen eine 
Spezialvollmacht erforderlich iſt. Durch das Statut kann einem Mitgliede oder 
mehreren Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung der Innung nach außen 
übertragen werden. 

Zur Legitimation des Innungsvorſtandes bei allen Rechtsgeſchäften genügt 
die Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde, daß die darin bezeichneten Perſonen zur 
Zeit den Vorſtand bilden. 

$. 102. 

Für alle oder mehrere derſelben Auffichtsbehörde unterſtehende Innungen 
kann ein gemeinſamer Innungsausſchuß gebildet werden. Dieſem liegt die Ver⸗ 
tretung der gemeinſamen Intereſſen der betheiligten Innungen ob. Außerdem 
können ihm Rechte und Pflichten der betheiligten Innungen, ſoweit dieſelben nicht 
vermögensrechtlicher Natur ſind, übertragen werden. 

Die Errichtung des Innungsausſchuſſes erfolgt durch ein Statut, welches 
von den Innungsverſammlungen der betheiligten Innungen zu beſchließen iſt. 
Das Statut bedarf der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. In dem 
die Genehmigung verſagenden Beſcheide ſind die Gründe anzugeben. Gegen die 
Verſagung kann binnen vier Wochen Beſchwerde an die Zentralbehörde eingelegt 
werden. Abänderungen des Statuts unterliegen den gleichen Vorſchriften. 


e 

Die Schließung einer Innung kann erfolgen: 

1. wenn ſich ergiebt, daß nach $. 98 b die Genehmigung hätte verſagt 
werden müſſen und die erforderliche Aenderung des Statuts innerhalb 
einer zu ſetzenden Friſt nicht bewirkt wird; 

2. wenn die Innung wiederholter Aufforderung der Aufſichtsbehörde un⸗ 
geachtet die Erfüllung der ihr durch $. 97 geſetzten Aufgaben ver⸗ 
nachläſſigt 

3. wenn die Innung ſich geſetzwidriger Handlungen oder Unterlaſſungen 
ſchuldig macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird, oder 
wenn ſie andere als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke verfolgt. 

Die Schließung eines Innungsausſchuſſes kann erfolgen, wenn der Aus⸗ 
ſchuß ſeinen ſtatutariſchen Verpflichtungen nicht nachkommt oder wenn er Be⸗ 
ſchlüſſe faßt, welche über ſeine ſtatutariſchen Rechte hinausgehen. 

Die Schließung wird durch die höhere Verwaltungsbehörde ausgeſprochen. 

Gegen die die Schließung ausſprechende Verfügung findet der Rekurs ftatt. 
Wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die entſprechenden Beſtimmungen 
des F. 98 b. 

Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen einer Innung 
hat die Schließung kraft Geſetzes zur Folge. 
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F. 103a. 


Bei der Auflöſung einer Innung wird die Abwickelung der Geſchäfte, ſofern 

die Innungsverſammlung nicht anderweitig beſchließt, durch den Vorſtand unter 
Aufficht der Aufſichtsbehörde vollzogen. Genügt der Vorſtand feiner Verpflich- 
tung nicht, oder tritt die Schließung der Innung ein, ſo erfolgt die Abwickelung 
der Geſchäfte durch die Aufſichtsbehörde oder Beauftragte derſelben. 
Von dem Zeitpunkte der Auflöſung oder Schließung einer Innung ab 
bleiben die Innungsmitglieder noch für diejenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen 
ſie ſtatutariſch für den Fall eigenen Ausſcheidens aus den Innungsverhältniſſen 
verpflichtet ſind. 

Auf die Verwendung des Innungsvermögens finden die Vorſchriften des 
5. 94 mit der Maßgabe Anwendung, daß bei einer Vertheilung von Reinver⸗ 
mögen keinem Anſpruchsberechtigten mehr als der Geſammtbetrag der von ihm 
geleiſteten Beiträge ausgezahlt werden darf. 


$. 104. 


Die Innungen unterliegen der Aufficht der Gemeindebehörde. 

Für Innungen, welche ihren Sitz nicht innerhalb eines Stadtbezirks haben, 
oder welche mehrere Gemeindebezirke umfaſſen, wird von der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde, für Innungen, welche ſich in die Bezirke mehrerer höherer Verwaltungs⸗ 
behörden erſtrecken, von der Zentralbehörde die Aufſichtsbehörde beſtimmt. 

Die Aufſichtsbehörde überwacht die Befolgung der geſetzlichen und ſtatuta⸗ 
riſchen Vorſchriften und kann dieſelben durch Androhung, Feſtſetzung und Voll 
ſtreckung von Ordnungsſtrafen gegen die Inhaber der Innungsämter, gegen die 
Innungsmitglieder und gegen deren Geſellen, ſoweit dieſe an den Gefchäften der 
Innung theilnehmen, erzwingen. 

Sie entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausſchließung der 
Mitglieder, über die Wahlen zu den Innungsämtern, ſowie unbeſchadet der Rechte 
Dritter über die Rechte und Pflichten der Inhaber dieſer Aemter. 

Sie hat das Recht, einen Vertreter zu den Prüfungen zu entſenden. Sie 
beruft und leitet die Innungsverſammlung, wenn der Innungsvorſtand dieſelbe 
zu berufen ſich weigert 

Ueber Abänderungen des Innungsſtatuts oder der Nebenſtatuten ($. 98 c) 
und über die Auflöſung der Innung kann von der Innungsverſammlung nur 
im Beiſein eines Vertreters der Aufſichtsbehörde beſchloſſen werden. 

Gegen die Anordnungen und Entſcheidungen der Aufſichtsbehörde iſt die 
Beſchwerde an die nächſtvorgeſetzte Behorde zuläſſig. Dieſelbe iſt binnen einer 
präkluſiviſchen Friſt von vier Wochen bei der Aufſichtsbehörde einzubringen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Beaufſichtigung der Innungs⸗ 
ausſchuͤſſe entſprechende Anwendung. 


Reichs ⸗Geſetbl. 1881. 
chs⸗Geſetz | Mi 
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$. 104a. 

Innungen, welche nicht derſelben Aufſichtsbehörde unterſtehen, können zur 
gemeinſamen Verfolgung ihrer Aufgaben, ſowie zur Pflege der gemeinſamen gewerb⸗ 
lichen Intereſſen der betheiligten Innungen zu Innungsverbänden zuſammentreten. 

Der Beitritt einer Innung kann nur mit Zuſtimmung der Innungsver⸗ 
ſammlung erfolgen. 

$. 10 4b. 

Für den Innungsverband iſt ein Statut zu errichten, welches Beſtimmungen 
enthalten muß: 

a) über Namen, Zweck und Bezirk des Verbandes, 

b) über die Bedingungen der Aufnahme in den Verband und des Aus⸗ 

ſcheidens aus demſelben, 

e) über Bildung, Sitz und Befugniſſe des Vorſtandes, 

d) über die Vertretung des Verbandes und ihre Befugniſſe, 

e) über die Beiträge zu den Ausgaben des Innungsverbandes, 

1) über die Vorausſetzungen und die Form einer Abänderung des Statuts, 

g) über die Vorausſetzungen und die Form einer Auflöſung des Verbandes. 

Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche mit den geſetzlichen 
Zwecken des Verbandes nicht in Verbindung ſteht oder geſetzlichen Vorſchriften 
zuwiderläuft. 

$. 104. 
Das Verbandsſtatut bedarf der Genehmigung, und zwar: 
a) für Innungsverbände, deren Bezirk nicht über den Bezirk einer höheren 
Verwaltungsbehörde hinausgreift, durch die letztere 
p) für Innungsverbände, deren Bezirk in die Bezirke mehrerer höherer 
Verwaltungsbehörden desſelben Bundesſtaates ſich erſtreckt, durch die 
Zentralbehörde; 

c) für Innungsverbände, deren Bezirk ſich auf mehrere Bundesſtaaten 

erſtreckt, durch den Reichskanzler. 

Die Genehmigung iſt zu verſagen: 

1a 9 0 die Zwecke des Verbandes ſich nicht in den geſetzlichen Grenzen 

halten; 

2. wenn das Verbandsſtatut den geſetzlichen Anforderungen nicht entſpricht. 

Außerdem darf die Genehmigung nur verſagt werden, wenn die Zahl der 
dem Verbande beigetretenen Innungen nicht hinreichend erſcheint, um die Zwecke 
des Verbandes wirkſam zu verfolgen. 

Gegen die Verſagung der Genehmigung iſt, ſofern ſie durch eine höhere 
Verwaltungsbehörde erfolgt, die Beſchwerde zuläſſig. 

Aenderungen des Statuts unterliegen den gleichen Vorſchriften. 
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$. 104d. 

Der Verbandsvorſtand hat alljährlich im Monat Januar ein Verzeichniß 
derjenigen Innungen, welche dem Verbande angehören, der höheren Verwaltungs— 
behörde, in deren Bezirk er ſeinen Sitz hat, einzureichen. 

Veränderungen in der Zuſammenſetzung des Vorſtandes ſind derſelben 
anzuzeigen. Eine gleiche Anzeige hat zu erfolgen, wenn der Sitz des Vorſtandes 
an einen anderen Ort verlegt wird. Liegt letzterer nicht in dem Bezirke der vor⸗ 
bezeichneten Behörde, ſo iſt die Anzeige an dieſe und an die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde, in deren Bezirk der Sitz verlegt wird, gleichzeitig zu richten. 


F. 104e. 

Verſammlungen des Verbandsvorſtandes und der Vertretung des Verbandes 
dürfen nur innerhalb des Verbandsbezirkes abgehalten werden. 

Sie ſind der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Vorſtand 
ſeinen Sitz hat, ſowie der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirke die Ver⸗ 
ſammlung abgehalten werden ſoll, unter Einreichung der Tagesordnung mindeſtens 
eine Woche vorher anzuzeigen. Der letzteren ſteht das Recht zu: 

a) die Verſammlung zu unterſagen, wenn die Tagesordnung Gegenſtände 

umfaßt, welche zu den Zwecken des Verbandes nicht in Beziehung ftehen; 

b) in die Verſammlung einen Vertreter zu entſenden, und durch dieſen 
die Verſammlung zu ſchließen, wenn die Verhandlungen auf Gegen⸗ 
ſtände ſich erſtrecken, welche zu den Zwecken des Verbandes nicht in 
Beziehung ſtehen, oder wenn Anträge oder Vorſchläge erörtert werden, 
welche eine Aufforderung oder Anreizung zu ſtrafbaren Handlungen 
enthalten. 

$. 104£. 

Die Verbandsvorſtände find befugt, in Betreff der Verhältniſſe der in dem 
Verbande vertretenen Gewerbe an die für die Genehmigung des Verbandsſtatuts 
zuſtändige Stelle Bericht zu erſtatten und Anträge zu richten. 

Sie ſind verpflichtet, auf Erfordern dieſer Stelle Gutachten über gewerbliche 
Fragen abzugeben. 

$. 104g. 

Die Innungsverbände können aufgelöſt werden: 

1. wenn ſich ergiebt, daß nach $. 1046 Nr. 1 und 2 die Genehmigung 
hätte verſagt werden müſſen und die erforderliche Aenderung des Statuts 
innerhalb einer zu ſetzenden Friſt nicht bewirkt wird; 

2. wenn den auf Grund des F. 104e erlaſſenen Verfügungen nicht Folge 
geleiſtet iſt; 

3. wenn der Verbandsvorſtand oder die Vertretung des Verbandes ſich 
geſetzwidriger Handlungen ſchuldig machen, welche das Gemeinwohl ge⸗ 
fährden, oder wenn fie andere als die geſetzlich zuläſſigen Zwecke verfolgen. 
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Die Auflöſung erfolgt durch Beſchluß der für die Genehmigung des Ver⸗ 

bandsſtatuts zuſtändigen Stelle. 

Gegen den Beſchluß der höheren Verwaltungsbehörde iſt die Beſchwerde 
zuläſſig. 
Artikel 2. 

An die Stelle des $. 148 Nr. 10 der Gewerbeordnung tritt nachfolgende 

Beſtimmung: 

10. wer wiſſentlich der Beſtimmung im $. 131 Abſatz 2 zuwider einen 
Lehrling beſchäftigt oder wer einer auf Grund des §. 100 e Nr. 2 
getroffenen Beſtimmung zuwiderhandelt. 

Dem F. 149 der Gewerbeordnung treten nachfolgende Beſtimmungen hinzu: 

8. wer ohne einer Innung als Mitglied anzugehören ſich als Innungs⸗ 
meiſter bezeichnet. 

Die Unterlaſſung einer durch das Geſetz oder durch Statuten vor⸗ 
geſchriebenen Anzeige über Innungsverhältniſſe an die Behörden, ſowie 
Unrichtigkeiten in einer ſolchen Anzeige werden gegen die Mitglieder 
des Vorſtandes der Innung oder des Innungsverbandes mit der 
gleichen Strafe geahndet. 


Artikel 3. 


Die bei Erlaß dieſes Geſetzes beſtehenden Innungen, welche bis zum Ab⸗ 
lauf des Jahres 1885 ihre Verfaſſung den Beſtimmungen des Artikels 1 ent⸗ 
ſprechend nicht umgeſtaltet haben, können durch die Zentralbehörde aufgefordert 
werden, dieſe Umgeſtaltung innerhalb beſtimmter Friſt zu bewirken. Wird der 
Aufforderung nicht entſprochen, ſo iſt die Zentralbehörde befugt, die Schließung 
der Innung anzuordnen. Ueber das Vermögen der Innung iſt in dieſem Falle 
nach Maßgabe des $. 94 zu verfügen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 18. Juli 1881 


(JL. S.) Wilhelm. 
v. Boetticher. 
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(Nr. 1440.) Bekanntmachung, betreffend die Abänderung der Vorſchriften über die Verwendung 
der Wechſelſtempelmarken. Vom 16. Juli 1881. 


Na Bundesrath hat beſchloſſen: 


daß an die Stelle der in der Bekanntmachung vom 11. Juli 1873 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 295) enthaltenen Vorſchriften folgende Beſtimmungen 
zu treten haben: 


„In Bezug auf die Art der Verwendung der Reichsſtempelmarken 
zu Wechſeln und den dem Wechſelſtempel unterworfenen Anwei⸗ 
ſungen u. ſ. w. (F. 24 des Geſetzes vom 10. Juni 1869) ſind nach⸗ 
folgende Vorſchriften zu beobachten: 


A 


3. 


Neichs⸗Geſetzbl. 1881. 


Die den erforderlichen Steuerbetrag darſtellenden Marken ſind 
auf der Rückſeite der Urkunde und zwar, wenn die Rückſeite 
noch unbeſchrieben iſt, unmittelbar an einem Rande derſelben, 
andernfalls unmittelbar unter dem letzten Vermerke (Indoſſa⸗ 
ment u. ſ. w.) auf einer mit Buchſtaben oder Ziffern nicht be⸗ 
ſchriebenen oder bedruckten Stelle aufzukleben. 

Das erſte inländiſche Indoſſament, welches nach der Kaſ— 
ſirung der Stempelmarke auf die Rückſeite des Wechſels geſetzt 
wird, beziehungsweiſe der erſte ſonſtige inländiſche Vermerk, iſt 
unterhalb der Marke niederzuſchreiben, widrigenfalls die letztere 
dem Niederſchreiber dieſes Indoſſaments beziehungsweiſe Ver⸗ 
merks und deſſen Nachmännern gegenüber als nicht verwendet 
gilt. Es dürfen jedoch die Vermerke „ohne Proteſt“, „ohne 
Koſten“ neben der Marke niedergeſchrieben werden. 

Dem inländiſchen Inhaber, welcher aus Verſehen ſein 
Indoſſament auf den Wechſel geſetzt hat, bevor er die Marke 
aufgeklebt hatte, iſt geſtattet, vor der Weitergabe des Wechſels 
unter Durchſtreichung dieſes Indoſſaments die Marke unter 
dem letzteren aufzukleben. 


In jeder einzelnen der aufgeklebten Marken muß das Datum 
der Verwendung der Marke auf dem Wechſel, und zwar der 
Tag und das Jahr mit arabiſchen Ziffern, der Monat mit 
Buchſtaben mittelſt deutlicher Schriftzeichen, ohne jede Raſur, 
Durchſtreichung oder Ueberſchrift, an der durch den Vordruck 
bezeichneten Stelle niedergeſchrieben werden. Allgemein übliche 
und verſtändliche Abkürzungen der Monatsbezeichnung mit Buch⸗ 
ftaben ſind zuläſſig (z. B. 7. Sept. 1881, 8. Oktbr. 1882). 


Bei Ausſtellung des Wechſels auf einem geſtempelten Blanket 
kann der an dem vollen geſetzlichen Betrage der Steuer etwa 
42 
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noch fehlende Theil durch vorſchriftsmäßig zu verwendende 
Stempelmarken ergänzt werden. 
Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe verwendet 
worden find, werden als nicht verwendet angeſehen ($. 14 des 
Geſetzes).“ 

Dieſem Beſchluß iſt jedoch die Maßgabe hinzugefügt, daß, ſoweit noch 
Wechſelſtempelmarken ohne einen Vordruck für die Eintragung des Tages der 
Verwendung zum Gebrauch gelangen, dieſe Eintragung auf einer beliebigen Stelle 
der Marke erfolgen darf, und 

daß bis zum 31. Auguſt d. J. die Verwendung der Wechſelſtempelmarken 
auch nach Maßgabe der Beſtimmungen in der Bekanntmachung vom 11. Juli 
1873 zuläſſig iſt. 


Berlin, den 16. Juli 1881. 4 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Scholz. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


